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Mieterhöhung schwerer

durchsetzbar?

DEPRÉ RECHTSANWALTS AG: NEUE MIETRECHTSÄNDERUNGEN GEPLANT

Nachdem im Jahr 2015 die „Mietpreisbrem-
se“ und das „Bestellerprinzip“ bei der Woh-
nungsvermittlung in Kraft getreten ist,
plant die Bundesregierung weitere Ände-
rungen im Mietrecht. Im April diesen Jahres
wurde ein Referentenentwurf vorgelegt,
welcher Änderungen zur bestehenden
Rechtslage enthält, die deutlich mehr prak-
tische Auswirkungen haben als die beiden
vorgenannten Instrumente. Überwiegend
wirken sich diese Vorhaben zulasten von
Vermietern aus, so dass es sicher kein Zufall
ist, dass man diese bereits im Koalitionsver-
trag von 2013 enthaltene Thematik in zwei
Pakete gepackt hat, von denen das letzte
erst am Ende der Legislaturperiode verab-
schiedet werden soll.

Worum geht es diesmal? Hauptsächlich um
Mieterhöhungen. Der Bezugszeitraum für
die Erstellung von Mietspiegeln soll von vier
Jahren auf acht Jahre erweitert werden.
Dies führt zu einem verlangsamten Anstieg
und zu einer temporären Stagnation von
Mietspiegelmieten. Dieses Ziel ist von der
Großen Koalition ausdrücklich gewünscht.
Im Gesetzesentwurf wird festgestellt, dass
durch die anhaltend hohe Nachfrage nach
Mietwohnungen in Ballungszentren die
Mieten dort weiter ansteigen und man ver-
hindern möchte, dass Mieter infolge einer
Mieterhöhung ihr gewohntes Umfeld ver-
lassen müssen, weil sie keine bezahlbare
Wohnungen in ihrer angestammten Nach-
barschaft finden.

Um dies zu verhindern, plant die Regierung
auch Änderungen bei Mieterhöhungen
nach einer Modernisierung. Der seit 1978
unveränderte Umlagesatz, mit dem ein
Vermieter die Kosten einer Modernisierung
an die Mieter weitergeben kann, soll von 11
auf 8 Prozent abgesenkt werden. Zudem ist
die Einführung einer Kappungsgrenze ge-
plant: Nach Abschluss einer Modernisie-
rung soll der Vermieter die Miete innerhalb
von acht Jahren lediglich um 3,00 Euro pro
Quadratmeter erhöhen dürfen. Mieter sol-
len überdies einer Mieterhöhung wegen
wirtschaftlicher Härte entgegentreten kön-
nen, wenn sie mehr als 40 Prozent ihres
Nettoeinkommens für Miete und Heizkos-
ten aufwenden müssten. Als kleines Trost-
pflaster für Vermieter sind Vereinfachun-
gen bei kleineren Modernisierungen bis zu
einem Umfang von Euro 10 000 pro Woh-
nung geplant.

Wenn diese geplanten Änderungen in Kraft
treten, kann ein Vermieter bei einer Ent-
scheidung über Modernisierungsmaßnah-
men nicht sicher kalkulieren, in welcher
Höhe er die entstehenden Kosten refinan-
zieren kann. Denn in der Regel weiß er
nicht, wie hoch das Einkommen des Mie-
ters ist. Eine solche Verunsicherung wird si-
cher dazu führen, dass viele Modernisie-
rungen unterbleiben – obwohl diese auch
nach Auffassung der Bundesregierung im
Hinblick auf bessere Energieeffizienz und
altersgerecht Ausstattung der Wohnungen
erforderlich ist. Auch werden die Klimaziele
der Bundesregierung, die eine Sanierungs-
quote von 2 Prozent vorsehen, dadurch
praktisch konterkariert.

Die praktische Relevanz des Gesetzesvor-
habens, welches neben dem Mieterhö-
hungsthema auch Unklarheiten bzw. Wi-
dersprüche aus der Rechtsprechung gera-
derücken will, ist deutlich höher als bei der
„Mietpreisbremse“, deren Wirkung weitge-
hend verpufft. Werden die Vorschläge Ge-
setz, so können die gewünschten politi-
schen Ziele hierdurch zumindest zum
Großteil erreicht werden. Dementspre-
chend laufen die Vermietervereinigungen
gegen die geplante Neuregelung Sturm,
wohingegen der Mieterbund die Reforman-
sätze begrüßt – und sogar weitere Verbesse-
rungen für deren Klientel fordert.

Auch wenn der Flüchtlingszuzug mögli-
cherweise den politischen Druck für kurz-
fristige Lösungen erhöht, sollte der Gesetz-
geber bedenken, dass langfristig nur Neu-
bau und damit eine Erhöhung des Woh-
nungsbestandes zu sozial verträglichen
Mieten führt. Eine Verunsicherung von In-
vestoren und Vermietern ist insoweit kon-
traproduktiv. Insoweit wäre der Immobi-
lienwirtschaft, die zu einer der tragenden
Säulen unserer Volkswirtschaft zählt, mit
einem politischen Schnellschuss nicht ge-
dient. zg/pr

Brisante Debatte
MIETERBUND: MIETPREISBREMSE NACHSCHÄRFEN

Die Mehrzahl der Vermieter in den großen Städten schert sich
nach Untersuchungen für den Deutschen Mieterbund nicht um
die Mietpreisbremse. Nach Inkrafttreten des Gesetzes lagen dem-
nach in Berlin, Hamburg, München und Frankfurt zwischen 67
und 95 Prozent der Angebote über den entsprechenden Miet-
Obergrenzen – durchschnittlich um 30 bis 50 Prozent. „Das gilt
insbesondere für private Vermieter und private Wohnungsunter-
nehmen“, sagte der Direktor des Deutschen Mieterbundes
(DMB), Lukas Siebenkotten. An der Kluft zwischen der ortsübli-
chen Vergleichsmiete und dem, was Vermieter beim Mieterwech-
sel verlangen, habe die Mietpreisbremse nichts geändert. „Es sind
offensichtlich Nachschärfungen erforderlich“, sagte Siebenkot-
ten. Der Mieterverein präsentierte die Auswertung Zehntausen-
der Inserate auf Immobilienscout24.de durch das Forschungsun-
ternehmen RegioKontext sowie eine Stichprobe des Vereins Insti-
tut für soziale Stadtentwicklung. Sie seien „nicht vollständig re-
präsentativ“, betonte der Mieterbund, etwa weil Ausnahme-Tat-
bestände in den Inseraten zum Teil nicht erkennbar sind.

Der Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienun-
ternehmen sprach von deutlichen Mängeln in der RegioKontext-
Studie und empfahl, vor Gesetzesänderungen Untersuchungen
des Bundesjustizministeriums abzuwarten. „Alles andere wäre
politischer Aktionismus mit Placeboeffekt im Zeichen der Bun-
destagswahl“, warnte Präsident Axel Gedaschko. Gegen überzo-
gene Mietsteigerungen helfe nur, mehr bezahlbaren Wohnungs-
bau zu ermöglichen. Der Eigentümerverband Haus und Grund
verlangte unterdessen, die Mietpreisbremse abzuschaffen. dpa
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Hier errichten wir top moderne Neubau - Reihenhäuser
                             und hochwertig sanierte Wohnungen mit Historie.

Wir freuen uns, Sie auf den Mannheimer Immobilientagen am Stand: 104 / 102 zu begrüßen.
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